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als von der Mauthgebührentrichtung befreit, 
drücklich namhaft gemacht werden. Die Milch iſt doch ein land⸗ 
wirthſchaftliches Erzeugniß, dies wird wohl Niemand beſtreiten, welche 


Zieht man nun in Erwägung, daß sub al. o, Abſatz 3 des 
fraglichen § 4, deſſen einſchlägiger Wortlaut der größeren Deutlich⸗ 
keit wegen nachſtehend wiedergegeben wird,“) unter anderen alle Wirth⸗ 
ſchaftsfuhren, welche die Bewohner einer Ortſchaft, wo ein Wegmauth⸗ 
ſchranken aufgeſtellt iſt, mit ihrem eigenen oder in demſelben Orte 
gemietheten Zugviehe verrichten oder zum Betriebe ihrer Wirthſchaft, 
ihres Gewerbes dergeſtalt nothwendig haben, daß eigentlich nur das 
nämliche Naturale und die nämliche Waare hin- und hergeführt 
wird, als von der Wegmauthgebühr ſreigelaſſen erklärt werden, jo 
erſcheint es nicht recht einleuchtend, wieſo die Behauptung, es könne 
demgegenüber den in Rede ſtehenden Fuhren keine Mauthbefreiung 
zukommen, Anſpruch auf Begründung machen kann. 

Dieſe Fuhren gehören ja zu einer Gattung von Fuhren, welche 
in dieſem Abſatze aus⸗ 


in dem gegebenen Falle innerhalb der Ortſchaft, in welcher ein Weg- 


Zur aufgeworfenen Frage der Interpretation des 
allgemeinen Mauthnormales. 
Von Dr. Leopold Preleuthner. 


In Nummer 24 des laufenden Jahrganges dieſer Zeitſchrift wurde 
in einem Aufſatze von Herrn Dr. V. Pogatſchnigg der Nachweis zu 
liefern verſucht, daß die Auffaſſung, es ſeien nach den Beſtimmungen 
des allgemeinen Mauthnormales vom Jahre 1821 Fuhren wie die in 
den in dieſem Aufſatze mitgetheilten oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
bezeichneten von der Wegmauthpflicht befreit, eine unrichtige und 
irrige ſei. 

Möge auch einigen gegentheiligen Bemerkungen Raum geſtattet ſein. 

Der Tenor der im Aufſatze mitgetheilten beiden Entſcheidungen 
geht dahin, daß ſowohl Fuhren von im Mauthorte im landwirth— 
ſchaftlichen Betriebe erzeugter und verführter Milch, als auch Fuhren 
von im Mauthorte erzeugtem und innerhalb desſelben von dem Erzeuger 
zum Gaſtgewerbsbetriebe verführtem Biere als ſolche Fuhren zu 
betrachten ſeien, welchen nach § 4 al. o, Abſatz 3, des allgemeinen 
Mauthnormales die Befreiung von der Entrichtung der Wegmauthgebühr 
zukommt. 

Gegen dieſe Geſetzesanwendung kämpft nun Dr. Pogatſchnigg an, 
indem er argumentirt, wie folgt: Da § 5 beſtimme, daß nur die im 
§ 4 ausdrücklich namhaſt gemachten Mauth befreiungen zu gelten haben, 
ſo werde es bei einer etwas rigoroſen Auslegung der einzelnen geſetz⸗ 
lichen Befreiungen unmöglich, einen Paſſus zu finden, worinnen aus⸗ 
drücklich ein Exemplar, eine Art, eine Gattung von Fuhren als 
mauthfrei erklärt ift, mit welcher die in Rede befindlichen Fuhren in 
gleicher Linie ſtünden. Unmittelbar alſo ver möchten die den Gegenſtand 
des Streites bildenden Fuhren ſich auf keine geſetzliche Befreiung 
zu berufen. 


mauthſchranken aufgeſtellt iſt, von dem Erzeuger zum Wirthſchafts⸗ 
betriebe hin- und hergeführt wird. Desgleichen iſt dies der Fall hin⸗ 
ſichtlich des Bieres, welches zwar nicht als ſpeciell landwirthſchaftliches 
Erzeugniß, aber als Erzeugniß zum Betriebe des Gaſtgewerbes 
des Erzeugers in gleicher Weiſe zur Verführung gelangt. 

Bei der Aufſtellung der obigen negirenden Behauptung ſcheint 
dem Verfaſſer der Umſtand, daß im weiteren Verlaufe des fraglichen 
Abſatzes 3 mehrere Producte, welche in der beſprochenen Weiſe zur 
Verführung gelangen können, wie Getreide oder Mehl zur Vermahlung 
oder Verbackung oder Fabricate in die nächſte Walze ꝛc., aufgezählt 
werden, vorgeſchwebt zu haben; aber dieſe Gegenſtände ſind ja nur 
beiſpielsweiſe aufgezählt, um der Anwendung einen Finger⸗ 
zeig zu bieten und nicht numeriſch, da es ja doch eine Unzahl 
von Producten und Gegenſtänden gibt, welche auf die beſagte Weiſe 
zum Transporte gelangen können, und der Geſetzgeber hätte da wohl 
viel zu thun gehabt, wenn er dieſe ganze Serie von Fuhren voll⸗ 
inhaltlich hätte aufzählen wollen. Er hat eben die ganze Gattung 
von Fuhren durch unzweifelhafte Kriterien, ſomit auch die in Streit 
gezogenen Fuhren bezeichnet, welche zu dieſer Gattung der „Wirth- 
ſchaftsfuhren“ gehören und ſohin feiner geſetzgeberiſchen Aufgabe voll- 
kommen Genüge geleiſtet. 


*) Alinea o des $ 4 des allgemeinen Mauthnormales lautet: „In den 
Orten, wo ein Wegmauthſchranken aufgeſtellt iſt, werden den Ortsbewohnern von 
der Wegmauth freigelaſſen: 

Abfatz 3) Alle Wirthſchaftsfuhren, welche die Bewohner einer Ortſchaft, 
wo ein Wegmauthſchranken aufgeſtellt iſt, mit ihrem eigenen oder in demſelben 
Orte gemietheten Zugviehe verrichten oder zum Betriebe ihrer Wirthſchaft, ihres 
Gewerbes dergeſtalt nothwendig haben, daß nur das nämliche Naturale und die 
nämliche Waare hin- und hergeführt wird, z. B. wenn Getreide oder Mehl zur 
Vermahlung oder Verbackung, oder Fabricate in die nächſte Walke oder zur 
Appretur, oder wenn bei der Wirthſchaft eigenes Baugut und die Fechſung von 
dem Felde oder Holz aus dem Walde zum eigenen Bedarf geführt wird.“ 


Dieſer Gattung von Fuhren hat der Geſetzgeber eine andere 
Gattung, welche er von jener ausdrücklich und zweifellos ausgenommen 
wiſſen will, die Induſtrialfuhren ) gegenübergeſtellt, indem 
er in der zweiten Rubrik des Abſatzes 5 beſtimmte, daß von dieſer 
Wegmauthbeſreiung die Induſtrialfuhren, das iſt ſolche Fuhren aus⸗ 
genommen ſeien, mit welchen Producte, als Körner, Heu, Stroh u. ſ. w. 
oder Fabricate zum Verkauſe aus dem Orte anderswohin ver- 
führt werden. 

Demnach iſt das Kriterium der Induſtrialfuhr die Verführung 
eines zum Abſatze außerhalb des Ortes beſtimmten Erzeugniſſes 
oder Fabricates. Deshalb ſind die im vorbeſprochenen Abſatze 3 
erwähnten Fuhren, wenngleich ſie die Verführung von Erzeugniſſen oder 
Waaren bezwecken, keine Induſtrialfuhren, weil ſie zum Betriebe des 
in loco befindlichen Gewerbes oder der in loco befindlichen Wirth— 
ſchaft, in deren Natur der Verkauf inbegriffen iſt, nothwendig ſind, 
nicht den Verkauf außerhalb des Ortes bezwecken und aus dem Orte 
hinaus ja gar nicht ſtattfinden. 

Die Juduſtrialfuhren bilden eben eine Ausnahme von der im 
Abſatze 3 aufgeſtellten allgemeinen Regel der mauthfreien Wirthſchafts⸗ 
fuhren, da der Geſetzgeber die örtliche Landwirthſchaft und das 
örtliche Gewerbe ſchützen wollte, und werden dieſen zur deutlicheren 
Unterſcheidung als Induſtrialfuhren gegenübergeſtellt. Daher kann die 
weiters geltend gemachte Anſicht unmöglich als eine richtige erſcheinen, 
daß es ſchon mit Rückſicht auf die allgemeinen Regeln der Logik nicht 
angehe, mit den judicirenden Inſtanzen zu folgern, daß, wenn nach 
dem Normale jene Induſtriefuhren, mit denen Producte zum Verkaufe 
vom Orte anderswohin verführt werden, mauthpflichtig ſind, die Fuhren 
mauthſrei zu behandeln ſeien, bei denen eine ſolche Verführung nach 
anderswohin nicht erfolge, da der Tenor der betreffenden Geſetzesſtelle 
nicht auf dem Worte „anderswohin“, ſondern vielmehr auf 
dem Worte „Verkaufe“ beruhe. 

Der Verkauf der Milch iſt ja doch in dem Wirthſchaftsbetriebe, 
der Verkauf des Bieres doch in dem Gaſtgewerbe begründet und zum 
Betriebe derſelben nothwendig! Und wenn man nun, auch ohne die 
allgemeinen Regeln der Logik beſonders anzurufen, deren Anwendung 
man doch von Seite von Behörden vom Range der beiden decernirenden 
wohl füglich vorausſetzen darf, in Erwägung zieht, daß es ſich in den 
vorliegenden Streitfällen nur darum handeln konnte, zu erkennen, ob 
die in Streit gezogenen Fuhren nach Maßgabe der geſetzlichen Kriterien 
zu den Induſtrialfuhren gehören oder nicht, jo muß man auch zugeben, 
daß dieſes Erkenntniß, daß ſie nicht zu dieſer Ausnahmsgattung zählen, 
doch begründet werden mußte. Und wie könnte dies auf andere Art 
geſchehen, als durch Beziehung auf den, den Begriff einer Induſtrial⸗ 
fuhr feſtſtellenden geſetzlichen Wortlaut? 

Der Verfaſſer ſcheint daher dieſe Beziehung auf den Geſetzestext 
mißverſtan den zu haben, indem er der Meinung iſt, ſie habe 
ſtattgefunden, um aus dieſem Texte unmittelbar eine Mauth- 
befreiung für die fraglichen Fuhren herzuleiten, welche nie und nimmer 
daraus hergeleitet werden kann, während ſie nur ſtattgefunden hat, um 
den Beweis zu liefern, daß die fraglichen Fuhren, da ihnen die bezüg⸗ 
lichen geſetzlichen Erforderniſſe ermangeln, als Induſtrialfuhren nicht 
angeſehen werden können und als mauthfreie Wirthſchafts— 
fuhren zu betrachten ſind. 

Wäre die Anſicht, der Schwerpunkt der betreffenden Geſetzesſtelle 
liege nicht auf dem Worte „anderswohin“, ſondern auf dem Worte 
„Verkaufe“, eine richtige, dann würden alle Fuhren, bei deren Fracht— 


gegenſtänden die Natur der Wirthſchaft oder des Gewerbes zuſällig 


den Verkauf derſelben mit ſich bringt, als Induſtrialfuhren zu 
betrachten ſein, da es ja dann gleichbedeutend wäre, ob der Verkauf 
innerhalb oder außerhalb des Mauthortes ſtattfindet, das Geſetz 
würde ſich in einem Athem widerſprechen und man wüßte dann bei 
beſtem Willen nicht, wo das Chaos beginnt und wo es endet. 

Daher kann auch die weiters geltend gemachte Anſicht, durch die 
Folgerung a contrario, wie ſie von den erkennenden Aemtern bei der 


Anwendung der citirten Stelle des Mauthnormates auf die betreffenden 


*) Der bezügliche Paſſus des Abſatzes 5, Alinea o des $ 4 des allgem. | 


Mauthnormales lautet: 


Von dieſer Wegmauthbefreiung an den Localſchranken ſind ausgenommen 


die Induſtrialfuhren, d. i. ſolche Fuhren, mit welchen Producte, als: Körner, 


Heu, Stroh u. ſ. w. oder Fabricate zum Verkaufe aus dem Orte anderswohin 


verführt werden.“ 
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Fälle gemacht worden, werde eine neue beſondere Mauthfreiheit 
ftatuirt, nicht getheilt werden. 

Die fragliche Folgerung iſt erftens nicht ausſchließlich eine Fol⸗ 
gerung a contrario, ſondern in erſter Linie eine Folgerung a directo, 
nämlich daß die beſagten Fuhren als mauthfreie Wirthſchaftsfuhren 
betrachtet werden müſſen und nur theilweiſe iſt hiemit eine Folgerung 
a contrario verbunden, um hiedurch — nämlich durch die Folgerung, 
daß die beſagten Fuhren zu den die alleinige Ausnahme von 
den mauthfreien Wirthſchaftsfuhren bildenden Induſtrialfuhren nach 
den geſetzlichen Kriterien nicht gezählt werden können — den Beweis 
Nee daß ſie als mauthfreie Wirthſchaftsfuhren zu gelten 
aben. 

Zweitens kounte durch die angefochtene Folgerung eine neue 
beſondere Mauthfreiheit in keiner Weiſe ſtatuirt werden, da hiemit, 
wie oben aussginandergeſetzt, ja nur der Beweis geliefert wurde, daß 
nur eine allgemeine Mauthfreiheit der Wirthſchaftsfuhren, wozu die 
beſagten Fuhren gehören, exiſtirt. 

Das Geſagte iſt vielleicht im Stande, die Ueberzeugung zu 
bekräftigen, daß, wenn man den Geiſt der Beſtimmungen des Mauth⸗ 
normales ergründet, man zur Erkenntniß gelangen muß, daß die Ent⸗ 
ſcheidung in den angefochtenen Fällen nicht anders erfolgen konnte, als 
ſie in der That erfolgte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Für den Beſitz der Gemeindegenoſſen⸗Eigenſchaft eines ſteuer⸗ 

zahlenden Gewerbetreibenden iſt nicht die Steuervorſchreibung, 

ſondern der Gewerbebetrieb, beziehungsweiſe die Geſtattung des: 
ſelben maßgebend. 

Guſtav P. aus E., behördlich genehmigter Pächter des Gaſt⸗ 
und Schankgewerbes des Stefan P. zu R., wurde vom ſtädtiſch⸗dele⸗ 
girten Bezirksgerichte in R. unterm 10. Mai 1877 wegen der Ueber⸗ 
tretung der Kuppelei im Sinne des § 512 lit. a St. G. zu vierzehn⸗ 
tägiger ſtrenger Arreſtſtrafe und deſſen Gattin Maria wegen derfelben 
Uebertretung zu dreiwöchentlicher ſtreuger Arreſtſtrafe rechtskräftig ver- 
urtheilt. 

In Folge deffen hat der Magiſtrat in R. mit Erlaß vom 25. Mai 
1877, 3. 2340, die dem Stefan P. ertheilte Bewilligung, feine 
Gaſt⸗ und Schanknahrung durch Guſtav P. als Pächter ausüben zu 
dürfen, im Sinne des §S 138 ad a Gew. O. zurückgezogen und dem 
letzteren den pachtweiſen Fortbetrieb des Gewerbes eingeftellt. 

Weiters hat das Stadtverordneten⸗Collegium mit Erlaß vom 
6. Juni 1877, 3. 2494, nach Beſchluß vom 30. Mai 1877 auf 
Grund des § 28 der dortigen Gemeindeordnung die Eheleute Guſtav 
und Maria P. aus der Stadt R. ausgewieſen, nachdem dieſelben wegen 
der Uebertretung der Kuppelei verurtheilt worden ſind und durch ihre die 
Jugend verführende Handlungsweiſe den Anſpruch auf weitere Duldung 
in der Stadt R. verwirkt haben, und endlich eine Vorſtellung der 
Eheleute P zurückgewieſen, reſpective dieſelbe als Recurs der Statt⸗ 
halterei vorgelegt. 

Die böhmiſche Statthalterei hat jedoch mit Erlaß vom 8. No⸗ 
vember 1878, Z. 43.227, auf Grund der diesfalls gepflogenen Erhebungen 
den angefochtenen Beſchluß des Stadtverordneten-Collegiums vom 
30. Mai 1877 behoben, weil Guſtav P. nach Beſtätigung des Steuer⸗ 
amtes bis Ende des I. Semeſters 1877 mit dem Erwerbſteuerbetrage 
von 8 fl. 40 kr. vorgeſchrieben war, und dieſe Erwerbſteuer erſt vom 
II. Semeſter 1877 an abgeſchrieben wurde, weil hiernach Guſtav P. 
gemäß $ 1 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 12. October 1868, 
L. G. Bl. Nr. 32 ex 1868, bis Ende Juni 1877 als Gemeinde⸗ 
genoſſe in R. anzuſehen war, und weil ſomit gegen denſelben am 
30. Mai 1877 ein Ausweiſungsbeſchluß im Grunde des § 28 der 
Gemeindeordnung nicht gefaßt werden konnte. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte der Magiſtrat in R. den 
Miniſterialrecurs ein. 

Das Stadtverordneten⸗Collegium meint, daß, da dem Guſtav P. 
unterm 25. Mai 1877 die Genehmigung als Pächter entzogen wurde, 
welches Erkenntniß am 27. Mai 1877 rechtskräftig geworden iſt, der⸗ 
ſelbe von dieſem Tage an nicht mehr als Gewerbetreibender in R. 
angeſehen werden konnte, und daß die Vorſchriften in Betreff der 
Steuervorſchreibung u. ſ. w. nicht maßgebend find; Guſtav P. war vom 


1 


1 


27. Mai 1877 ab nicht mehr als Gemeindegenoſſe von R. anzuſehen, 
daher als Fremder zu behandeln und konnte daher geſetzlich ausgewieſen 
werden. 

Das Miniſterium des Innern fand über Recurs der Stadt⸗ 
gemeinde R. mit dem Erlaſſe vom 31. December 1878, 3. 16.887, 
die angefochtene Statthaltereientſcheidung zu beheben und das auf dem 
Beſchluſſe des Stadtverordneten⸗Collegiums beruhende Erkenntniß des 
R. er Magiſtrates vom 6. Juni 1877, 3. 2494, zu beſtätigen, nachdem 
die Steuervorſchreibung für Guſtav P. bis Ende Juni 1877 auf dem 
zur Zeit derſelben beſtandenen Gewerbsbetriebe des Guſtav P. beruht, 
abe Gewerbsbetrieb aber mit der Rechtskraft der Einſtellung des 
vachtweiſen Betriebes der Gaſtnahrung des Stefan P und hiemit auch 


die durch denſelben bedingte Eigenſchaft des Guſtav P als Gemeinde⸗ 
genoſſe entfallen iſt. Schm. 


Beſitzſtörung durch 


8 Beſitzergreifung der von einer Gemeinde bei 
einer öffentlichen Li 


citation gekauften Sache ſeitens des Käufers. 
($ 5 poss. summ.) 
n fällte zwei Eichbäume, die er bei der von der Gemeindevor— 
ſtehung X. veranlaßten öffentlichen Licitation als Eigenthum dieſer Ge⸗ 
meinde erſtanden hatte. Er wurde darüber vom A. wegen Beſitzſtörung 
getlagt, indem dieſer behauptete, daß dieſe Bäume auf ſeiner Parcelle 
Nr. 1225, und nicht auf der der Gemeinde gehörigen Parcelle Nr. 1154 
geſtanden hatten und daß er ſich im Beſitze der Bäume befunden habe. 

In erſter Inſtanz wurde dem Klagebegehren ſtattgegeben, weil, 
wenngleich die Bäume auf der Parcelle der Gemeinde, wie mehrere 
Zeugen behaupten und wie der Localaugenſchein darſtellt, geſtanden 
hatten, durch Zeugenausſagen erwieſen iſt, daß Kläger dieſe Eichen 
früher und bis in die letzte Zeit dadurch benützte, daß er ſie reinigte 
und die Aeſte für ſich benützte, wodurch der letzte factiſche Beſitz der 
Bäume von Seite des Klägers dargethan wird. 

Auf den von B. ergriffenen Recurs wurde A. mit ſeinem Klage⸗ 
begehren abgewieſen: „Denn wenn es auch in der vorliegenden Streit⸗ 
lache nur auf den letzten factiſchen Beſitzſtand und auf die Frage, ob 
eine Störung desſelben erfolgte, ankommt, Eigenthumsfragen dagegen 
nicht erörtert werden können, daher auch nicht näher zu unterſuchen 
iſt, ob durch die Ausſagen der vernommenen Zeugen als erwiefen 
angenommen werden könne, ob jene zwei Eichenbäume, welche der Ge⸗ 
klagte abgehackt und weggeführt hat, auf einem der Gemeinde gehörigen 
Grundſtücke geſtanden, ſonach Eigenthum der Gemeinde waren, oder ob 
ihr Standort ein dem Kläger gehöriges Grundſtück war, ſo iſt doch 
aus der ganzen Proceßverhandlung und der gepflogenen Zeugeneinver⸗ 
nahme zu entnehmen, daß ſowohl in Anſehung der gefällten Eichen⸗ 
bäume, als auch in Anſehung des Grundes, auf welchem ſie geſtanden 
ſind, der Beſitz eigentlich zwiſchen dem Kläger und der Gemeinde X. 
ſtreitig iſt, und daß, ſofern dem Geklagten diesfalls eine Beſitzſtörung 
zur Laſt gelegt wird, die Verantwortung nicht ihn, ſondern die Gemeinde 
trifft, weil B. den angeblichen Störungsact nicht in Ausübung ſeines 
Beſitzes, ſondern als Rechtsnachfolger der Gemeinde unter ihrer Auto⸗ 
rität unternommen hat, nachdem er, wie die Zeugen beſtätigt haben, 
die zwei Eichen, bevor er ſie gefällt, von der Gemeinde in einer öffent⸗ 
lichen Licitation gekauft hatte. Läge hier überhaupt eine Beſitzſtörung 
vor, ſo wäre dieſelbe ſchon dadurch, daß das ſtreitige Object einer Feil⸗ 
bietung unterzogen und dem B. als Käufer der Bäume das Fällen der⸗ 
ſelben geſtattet wurde und zwar nicht durch letzteren, ſondern durch die 
Gemeindevertretung verübt worden und könnte, falls auch alle ſonſtigen 
Vorausſetzungen zutreffen, dem Kläger nur gegen die letztere das 
Klagerecht zuſtehen. Gegen B. iſt die von A. eingebrachte Beſitzſtörungs⸗ 
klage verfehlt und muß deshalb abgewieſen werden. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof gab mittelſt 
14. Jänner 1879, Z. 338, der Reviſion des Kläge 
in Abänderung der obergerichtlichen Entſ 
womit dem klägeriſchen Begehren auf Erkenntniß, der Geklagte habe 
durch das Fällen der beiden Eichen ſeinen (A.) ruhigen Beſitz geſtört 
und habe ſich fernerhin bei Geldſtrafe jeder weiteren Störung zu ent⸗ 
halten, ſtattgegeben wurde, wieder her: „Das Object, deſſen ausſchließ⸗ 
lichen Beſitz Kläger beanſprucht und in deſſen Beſitz er durch den Ge- 
klagten am 2. April 1878 geſtört worden zu ſein behauptet, ſind die 
zwei Eichen, die der Geklagte am beſagten Tage gefällt und weggeführt 
zu haben zugeſteht, ohne für dieſen Beſitzergreifungsact einen anderen 
Titel aufweiſen zu können als den, daß er die Eichen bei einem durch 


B. 


Entſcheidung vom 
rs ſtatt und ſtellte 
cheidung die der erſten Inſtanz, 


die Gemeinde als vermeintlichen Eigenthümer derſelben und der Hut⸗ 
weide, auf der fie ſtanden, veranlaßten Licitation meiſtbietend erſtanden 
habe. Er ſelbſt hatte ſonach keinen Beſitz der Eichen oder ihrer Be⸗ 
nützung für ſich gehabt, als er zur Fällung und Wegführung derſelben 
ſchrit. Aber auch von Seite der Gemeinde, die der Geklagte zwiſchen 
ſich und den Kläger zu ſtellen ſucht, kann nach den Vorlagen für den 
angeblichen Beſitz der letzteren kein anderer Beweis angeführt werden, 
als die von drei Zeugen beſtätigte Behauptung, daß die Gemeinde ſie 
wachſen ließ und der Gemeindeflurhüter ſie hütete. Dieſe Ueberwachung 
geſchah jedoch, wie aus den Ausſagen der Zeugen hervorgeht, nur 
dadurch, daß dem Flurhüter vor 3 Jahren der Auftrag ertheilt wurde, 
jeden Beſchädiger der Eichbäume dem Gemeindevorſtande anzuzeigen, 
ſomit zu einer Zeit, die bezüglich des letzten factiſchen Beſitzſtandes, der 
in Beſitzſtörungsſachen allein maßgebend iſt, ſelbſt dann nicht entſcheidend 
wäre, wenn der Beſitz der Gemeinde mit jenem des Geklagten identi⸗ 
ficirt werden könnte, dagegen hat Kläger durch Zeugenausſagen den 
Beweis erbracht, daß er den letzten factiſchen Beſitz der fraglichen beiden 
Eichen hatte, und daß er es war, welcher dieſelben ſeit Jahren und 
bis zu der der Beſitzſtörung unmittelbar vorangehenden Zeit zu behacken, 
zu reinigen und gleich ſeinem Beſitzvorgänger dadurch auszunützen pflegte, 
daß er davon zu ſeinem Bedarf Aeſte, Zweige und Blätter nahm und 
daß er dies öffentlich that, ohne darin von irgend jemanden gehindert 
worden zu ſein. In Anbetracht dieſer Beweiſe und der Beſtimmung des 
$ 5 des kaiſ. Patents vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 1123 
wornach im Beſitzſtörungsverfahren nur der letzte factiſche Beſitzſtand 
zu berückſichtigen und zu ſchützen iſt, muß das erſtrichterliche Erkenntniß 
beſtätigt werden. Ger. ⸗Ztg. 
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Die von den Repräſentanten eines Orden 

Löſchungsquittung bedarf zur ihrer Wirkſamk 

behördlichen Genehmigung nicht. Zur M. V. vom 20. Juni und 
13. Juli 1860, N. G. Bl. Nr. 162 und 175. 

Zu Gunſten des Benedictiner-Ordensſtiftes in X. haftete auf dem 
dem A. gehörigen landtäflichen Gute das Pfandrecht für eine Dar⸗ 
lehensforderung von 40.000 fl. Als A. um Löſchung dieſes Pfand⸗ 
ſatzes auf Grund der von dem Abte, dem Prior und Senior des Stiftes 
als deſſen geſetzlichen Vertretern ausgeſtellten Löſchungsquittung vom 
18. Juni 1879 anſuchte, wurde dieſem Begehren in erſter Inſtanz 
ſtattgegeben. 

Auf den von der Finanzprocuratur dagegen ergriffenen Recurs 
wurde vom Obergerichte das Löſchungsgeſuch abgewieſen; „denn mit 
Hinblick auf die Miniſterialverordnung vom 20. Juni 1860, R. G. Bl. 
Nr. 162, nach welcher zur Veräußerung eines den Werth von 100 fl. 
überſchreitenden kirchlichen Gutes oder eine Belaſtung desſelben mit 
einem obige Summe überſteigenden Betrage die adminiftrativ-behördfiche 
Genehmigung nothwendig iſt, und daß ſelbſt auf längere Zeit abge⸗ 
ſchloſſene Mieth- und Pachtverträge derſelben Genehmigung bedürfen; 
kann es nach dem Zwecke dieſer geſetzlichen Beſtimmung keinem Zweifel 
unterliegen, daß auch die Quittung rückſichtlich eines ſo namhaſten 
Betrages von 40.000 fl. mit der adminiſtrativ⸗behördlichen Genehmigungs⸗ 
klauſel verſehen ſein müſſe, ohne welche im Sinne der Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 13. Juli 1860, R. G. Bl. Nr. 175, eine Eintragung 
in die Landtafel unſtatthaſt iſt; und da die producirte Quittung vom 
18. Juni 1879 mit dieſem geſetzlichen Erforderniſſe uicht verſehen iſt, 
ſo war dem Löſchungsbegehren des A. nicht ſtattzugeben.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mittelſt Entſcheidung vom 

27. Jänner 1880, 3. 870, über den Reviſionsrecurs des A. die 
Entſcheidung der erſten Inſtanz; „denn die Miniſterialverordnung vom 
20. Juni 1860 iſt blos eine Vollzugsvorſchrift zum Art. XXX des 
Concordates (Patent vom 5. November 1855, R. G. Bl. Nr. 195), 
nach welchem katholiſche Kirchengüter ohne Bewilligung Sr. Majeſtät 
des Kaiſers und des heiligen Stuhles weder verkauft, noch mit einer 
beträchtlichen Laſt beſchwert werden dürfen; ſie ſpricht auch blos von 
der Veräußerung, worunter wohl nur der Verkauf verſtanden ſein kann, 
und der Belaſtung der geiſtlichen Güter und ſchreibt vor, in welcher 
Art dabei vorzugehen iſt; ebenſo handelt die Miniſterialverordnung vom 
13. Juli 1860 nur von Eintragungen von Veräußerungen und Ver⸗ 
pfändungen ſolcher Güter in die öffentlichen Bücher. Es geht nun nicht 
an, aus dieſen Verordnungen abzuleiten, daß die von einem Kloſterſtifte 
ausgeſtellte Quittung über den Erhalt eines intabulirten Capitals, um 
die Löſchung des Pfandrechts bewilligen zu können, vorerſt von der 


Sſtiftes ausgeſtellte 
eit der adminiſtrativ⸗ 


Adminiftrativ- und der vorgelegten kirchlichen Behörde beſtätigt fein 
müſſe; es genügt, wenn im Sinne der Minifterialverordnung vom 
13. Juni 1858, R. G. Bl. Nr. 95, die Löſchung des Pfandrechts 
als eine Veränderung in dem Eigenthume des Ordens der Landesſtelle 
angezeigt wird. Da nun die Quittung vom 18. Juni 1879 von dem 
Abte, dem Prior und Senior des Benedictinerſtiftes X. ausgeſtellt ift 
und deren Unterſchriften notariell beglaubigt ſind, unterliegt es keinem 
Anſtande, auf Grund derſelben das ob dem Gute Y. haftende Pfand⸗ 
recht für die Forderung pr. 40.000 fl. zu löſchen und da auch die 
böhmiſche Statthalterei von Seite des Kreisgerichtes in Kenntniß geſetzt 
wurde, ſo iſt deſſen die angeſuchte Löſchung bewilligender Beſcheid wieder 
hergeſtellt worden.“ N Ger. ⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
1. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. 

1. Kundmachung des k. k. Finanz⸗Landes⸗Directions⸗Präſidiums vom 
25. December 1879, Z. 2289, betreffs Errichtung der k. k. Nebenzollämter II. Claſſe 
an der öſterreichiſch-ruſſiſchen Grenze in Strzemileze und Folwarki, wie auch 
betreffs Veränderung des Brodyer Grenzbezirkes. 

II. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. 

2. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 3. December 1879, 
betreffend Abänderungen der öſterreichiſchen Arzneitaxpreiſe. 

3. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 6. Jänner 1880, 3. 65.180, 
betreffend den Steuerzuſchlag zur Deckung der Landeserforderniſſe für das 
Jahr 1880. 

4. Erlaß des k. k. Statthalters vom 5. Jänner 1880, Z. 9146 pr., 
womit eine Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette von Heimatſcheinen 


ausgeſprochen wird. 
III. Stück. Ausgeg. am 26. Jänner. 


5. Kundmachung des Präſidiums der k. k. galiziſchen Forſt- und Domänen⸗ 
Direction vom 29. November 1879, Z. 585, betreffend die Verlegung des Sitzes 
des k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Verwalters von Dziewin nach Gawloͤwek und die 
Auflaſſung der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗Verwaltungen in Mizun⸗Nowoſieli ca 
und Poszyna. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalterei-⸗Präſidiums vom 16. Jänner 1880, 
8. 489 pr., betreffend die proviſoriſche Ermächtigung der Stadtgemeinde Brody 
zur Erhebung einer Gemeindeabgabe von den im Gemeindegebiete zum Verbrauche 
gelangenden Getränken. 

7. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direetion in Lemberg vom 
4. Jänner 1880, Z. 516, betreffend die Einhebung der directen Steuern ſam mt 
Staatszuſchlägen für das erſte Quartal 1880, ſowie der Ausmaß dieſer Ste nern 


für das Jahr 1880. 
IV. Stück. Ausgeg. am 28. Februar. 


8. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und 
Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 10. Februar 1880, 
Z. 5208, betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus 
in Brzezan. 

9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Februar 1880, Z. 7890, 
womit im Sinne des $ 49 der Inſtruction zum Wehrgeſetze der Reife- und Ge- 
ſchäftsplan betreffend die Heeresergänzung im Jahre 1880 in Galizien zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gebracht wird. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 3. Februar 1880, 
3. 899 pr., womit die Verordnung des h. k. k. Juſtizminiſteriums vom 
21. Jänner 1880 betreffend den Beginn der Amtswirkſamkeit der Bezirksgerich te 
Zloty⸗Potok und Tkuſte verlautbart wird. 

11. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 3. Februar 
1880, Z. 899 pr., betreffend den Termin der Ausſcheidung der Ortſchaſt Kosz y⸗ 
kowee aus dem Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Czortköw und der 
Ortſchaften Luka, Monaſter und Unisz aus dem Sprengel der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
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13. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 10. Februar 1880, 
Z. 57.733, betreffend die Mauthbehandlung der in Gemäßheit der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 1. Auguſt 1873 (R. G. Bl. Nr. 136) zur commiſſionellen Be⸗ 
ſichtigung und Claſſificirung in Abſicht auf ihre Kriegsdienſttauglichkeit vorgeführten 
Pferde (Tragthiere). 
14. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums von 6. März 1880, 
Nr. 2237 pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinden Straszewice und Koblo 
ſtare aus den Sprengeln der k. k. Bezirkshauptmannſchaft und des k. k. ſtädt.⸗ 
del. Bezirksgerichtes in Sambor und deren Zuweiſung den Sprengeln der k. k. 
Bezirkshauptmaynſchaft und des k. k. Bezirksgerichtes in Staremiaſto. 
| 15. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 7. März 1880, 8. 11.283, 
betreffend die Einrichtung eines Aichamtes in Sokal. 


| Geier: und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
I. Stück. Ausgeg. am 3. Jänner. 

1. Kundmachung des Bukowinger k. k. Landespräſidiums vom 29. De⸗ 
cember 1879, 3. 1035 pr., betreffend die proviſoriſche Ausſchreibung der Lan⸗ 
desumlagen für das Jahr 1880. 

II. Stück. Ausgeg. am 4. Jänner. 

2. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung ddo. 25. December 
1879, Nr. 11.584, betreffend die in Glachau im Königreiche Sachſen an Stelle 
der für den Bereich der fürſtlich und gräflich Schönburg'ſchen Rezeß⸗Herrſchaften 


ſchaft mit der Competenz zur Ausſtellung von Leichenpäſſen. 

3. Kundmachung des Bukowinaer k. k. Landespräſidenten vom 1. Jänner 
1880, Nr. 11.679 ex 1879, betreffend die Militär⸗Durchzugsgebühr für das 
Jahr 1880. 


beſtandenen königl. Verwaltungs⸗Commiſſion errichtete königliche Amtshauptmann⸗ 


III. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. 


| 4. Erlaß des Bukowinger k. k. Landespräſidenten vom 14. Jänner 1880, 
Nr. 6601 ex 1879, betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes der Blan⸗ 


quette von Heimatſcheinen. 
IV. Stück. Ausgeg. am 19. Februar. 

5. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten der Bukowina vom 15. Fe⸗ 
bruar 1880, Z. 1341, betreffend die Tagfahrten für die ambulanten Stellungs⸗ 
Commiſſionen in den zum 24. und 41. Ergänzungsbezirks⸗Commando zugewie⸗ 
ſenen Stellungsbezirken des Kronlandes Bukowina für die Heeresergänzung des 
Jahres 1880. 

V. Stück. Ausgeg. am 17. März. 

6. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 28. Februar 
1880, Z. 456, womit die nachſtehende im Grunde 8 38 des Landesgeſetzes vom 
7. Juli 1876 (L.⸗G.⸗ und V.⸗B. V. 6. 1879) unterm 3. December 1879 be⸗ 
ſchloſſene Inſtruction für die Verwaltung des Propinationsfondes zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 18. März. 

7. Kundmachung des Bukowinger k. k. Landespräſidenten vom 13. März 
1880, 3. 1885, betreffend die Activirung einer ſtändigen Nachſtellungs⸗Com⸗ 
miſſion für das Jahr 1880 in Czernowitz. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Hofrathe des Verwaltungs⸗Gerichtshofes 
Joſef Friedrich Ott als Ritter des kaiſ. öſterr. Leopold⸗Ordens in Gemäßheit 
der Ordensſtatuten den Ritterſtand verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem commerziellen Leiter der Militäreiſenbahn 
Banjaluka⸗Doberlin Georg Manhart das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern hat die von dem leitenden 
Conſulate in Piräus und Athen verfügte Beſtellung des Dr. Conſtantin 
Varatasz zum k. u. k. Conſularagenten in Chalcis auf Cuböa genehmigt. 


Erledigungen. 

Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in Budweis mit 
den Bezügen der neunten Rangsclaſſe und der Verpflichtung zum Cautionserlage 
von 400 fl., bis 25. Juli 1880. (Amtsblatt Nr. 153.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 16. Auguſt 
1880. (Amtsblatt Nr. 154.) 

Finanzrathsſtelle in der ſiebenten, eventuell eine Finanzſecretärs⸗ oder 
Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten, eine Finanzcommiſſärsſtelle in der 
neunten und eine Finanzconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den 


mannſchaft in Horodenka und der Zuweiſung der erſteren zu dem Sprengel der leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis 21. Juli 1880. (Amtsbl. Nr. 146.) 


k. k Bezirkshauptmannſchaft Zaleszezyki und der letzteren zu jenem der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Buczacz. 
V. Stück. Ausgeg. am 22. März. 
12. Kundmachung der k. k. galiziſchen Poſtdirection vom 1. März 1880, 
3. 4180, wegen Vereinigung der k. k. Telegraphenſtation in Zkloczöw mit dem 
dortigen k. k. Poſtamte. 


| 5 Poſtaſſiſtentenſtellen bei ärariſchen k. k. Poſtämtern in Niederöſter⸗ 
reich außerhalb Wien und Umgebung mit dem Jahresgehalte von 600 fl. und 
einer Activitätszulage nach Maßgabe des Stationsortes und der Verpflichtung 
zum Cautionserlage von 400 fl., bis 11. Auguſt 1880. (Amtsbl. Nr. 158.) 


SEE Hiezu als Beilage: Bogen 13 der Erkennt⸗ 
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